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1. Planungserfordernis und beabsichtigte Maßnahme  

Bedingt durch die vermehrt anhaltende Verwendung von Holz aus heimischen 
Waldbeständen zur Gewinnung von Heizenergie für den häuslichen Bereich besteht 
zunehmend die Nachfrage an Lagerflächen für Holz. Zur Deckung des Bedarfs soll eine 
Neuausweisung eines Gebietes für Holzlagerflächen erfolgen. Zugleich soll damit einer 
ungeordneten Holzablagerung vorgebeugt werden.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sollen Voraussetzungen für die 
planungsrechtliche Zulässigkeit zur Errichtung weiterer Holzhallen besonders für den 
Personenkreis geschaffen werden, die nicht nach § 35 BauGB privilegiert sind, 
Holzhallen zu errichten. Nach Inbetriebnahmedes Holzlagerplatzes sind bestehende 
Ablagerungen Gemeinderechtlich abzubauen bzw. dürfen nicht neu bestückt werden. 

Der Gemeinderat der Stadt Wertheim hat in seiner Sitzung am 18.03.2023 die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes einstimmig befürwortet und beantragt, sowie die 
Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren. 

Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung Sondergebiet (SO) Holzlagerplatz „Bruch" in 
Wertheim-Sonderriet.  

 

2. Planungsrechtliche Voraussetzungen  

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan 89 der Stadt Wertheim ist die vorgesehene 
Erweiterung als „Fläche für die Landwirtschaft" eingetragen. Um die Entwicklung des 
Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan sicherzustellen, ist der 
Flächennutzungsplan für diesen Teilbereich zu ändern. Die Änderung des 
Flächennutzungsplanes erfolgt parallel zum Bebauungsplanverfahren.  

 

3. Lage des Gebietes  

Die Fläche des geplanten Holzlagerplatz ist auf dem Flurstück Nr. 14.689. 

Die Fläche wird begrenzt  

im Norden und Süden von landwirtschaftlichen Flächen (Ackerland)  

im Westen von landwirtschaftlichen Flächen (Ackerland) bzw. vom landwirtschaftlichen 
Weg  

im Osten von Waldfflächen bzw. vom landwirtschaftlichen Weg  



 

4. Beschaffenheit des Gebietes  

4.1  Topographie / Geländeneigung  

Die Höhenlage beträgt 335 m/NN, bei einem leichten Ost-West-Gefälle.  

4.2  Nutzung / Gehölzbestand  

Die Planfläche ist planungsrechtlich im Flächennutzungsplan als Fläche für die 
Landwirtschaft eingetragen und wird bisher landwirtschaftlich genutzt. Ein 
Gehölzbestand ist nicht vorhanden.  

4.3  Verkehrserschließung  

Die örtliche Verkehrserschließung erfolgt über den vorhandenen geschotterten 
Wirtschaftsweg Flurstück Nr. 14.661. Die Benutzung dieses Weges wird durch den 
Holzlagerplatz nicht wesentlich beeinträchtigt und steht der Landwirtschaft und der 
Holzabfuhr weiterhin zur Verfügung. Die innere Erschließung ist durch Herstellung eines 
Schotterweges mit der Möglichkeit einer Erweiterung vorgesehen.  

4.4  Schutzgebiete  

Das Plangebiet liegt außerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Wertheim".  

Naturschutzgebiete sowie FFH-Gebiete und europäische Vogelschutzgebiete sind 
ebenfalls nicht von der Planung betroffen. 

4.5  Waldflächen  

Der Holzlagerplatz liegt im Waldbereich und ist zu allen Seiten von Wald umgeben.  

Im Norden beginnt der Wald nach angrenzenden Landwirtschaftlichen Flächen in ca. 
130 m Entfernung. Im Osten beginnt der Wald unmittelbar hinter dem Wirtschaftsweg in 
ca. 9 m Entfernung. Im Süden und im Westen beginnt der Wald nach ca. 135 m 
Entfernung. 

 

5. Größe des Baugebietes 

Bruttofläche:      5.700 m²                      100,0 % 

Öffentliche Grünfläche    1.600 m²   ca. 28,0 % 

(Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft)  

Verkehrsfläche     600 m²                ca. 10,5 % 

Nettofläche SO Holzlagerplatz   3.500 m²           61.5 % 

6. Geplante Nutzung 



6.1  Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der Darstellung im parallel geänderten Flächennutzungsplan 
wird Sondergebiet Holzlagerplatz gemäß § 11 BauNVO 1993 festgesetzt. Zulässig sind 
für den Holzlagerplatz nur Gebäude und Flächen zur Lagerung von Holz.  

 

6.2  Maß der baulichen Nutzung  

Unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Gebäudegrößen und der Auswirkung 
entstehender Gebäude auf die Landschaft wird die maximal zulässige Grundfläche 
baulicher Anlagen auf max. 60 m2 festgesetzt.  

6.3  Bauweise  

Zulässig sind nur Einzelgebäude entsprechend den im Bebauungsplan festgesetzten 
Größen in abweichender Bauweise mit geringeren Grenzabständen (siehe hierzu 6.7 
Grenzabstände).  

6.4  Dächer und Gebäudehöhen  

Für die Gebäude wurde einheitlich ein flach geneigtes Pultdach mit maximal 5° 
Dachneigung festgesetzt.  

Als maximale Gebäudewandhöhe wurde 3,50 m über vorhandenem Gelände, gemessen 
an der wegseitigen Gebäudewand, festgesetzt. Die rückwärtige Wandhöhe darf dabei 
maximal 3,00 m betragen.  

6.5  Gestaltung der Gebäude  

Da die geplanten Gebäude ausschließlich der Lagerung und Trocknung von Holz dienen 
ist für die Verkleidung der Wand-, Tür- und Torelemente eine offene Holzschalung 
festgesetzt. Geschlossene Verkleidungen sind unzulässig. Für die Dacheindeckung sind 
Ziegel oder Betondachsteine sowie Zementfaserplatten oder Blecheindeckungen in 
rotbrauner Farbe zulässig. Des Weiteren sind Bitumendachbahnen zulässig. Die 
Verwendung von Kunststoffmaterial sowie rote Farbe ist unzulässig.  

6.6  Baugrenzen  

Zur Festlegung der überbaubaren Grundstücksflächen wurde eine Baugrenze  

eingetragen.  

6.7  Grenzabstände  

Um den Eindruck einer geschlossenen Bauweise entgegen zu wirken und die Pflege und 
Unterhaltung der Gebäude zu ermöglichen, wurde in Anwendung des § 56 Abs. 4 LBO 
Baden-Württemberg ein seitlicher Grenzabstand von mindestens 1,00 m festgesetzt.  



Der straßenseitige und rückwärtige Grenzabstand beträgt mindestens 2,00 m (siehe 
Planeintrag).  

Als Grenzbebauung sind maximal jeweils 2 Gebäude als Doppelgebäude zulässig.  

6.8  Einfriedungen  

Bei dem Holzlagerplatz handelt es sich um eine freiraumorientierte Nutzung. 
Einfriedungen sind nicht erforderlich und werden deshalb als „nicht zulässig" 
festgesetzt.  

 

6.9  Anzahl der Parzellen  

Nach der Darstellung im Bebauungsplan sind 22 Einzelgrundstücke möglich.  

 

7. Bebauung und Eingriff Grünordnungsplan mit integriertem Umweltbericht  

Grundsätzlich ist lt. Rahmengesetzgebung (§ 18 BNatSchG) ein Eingriff durch den 
Tatbestand der Veränderung der Gestalt oder der Nutzung von Grundflächen definiert. 
Diese Veränderungen sind dann Eingriffe, wenn sie die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig verändern 
können.  

Eingriffe sind bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes gegeben, wenn in diesem die 
bauliche oder sonstige Nutzung im Sinne der Definition eines Eingriffs festgesetzt 
werden soll.  

Die Eingriffe sind im Sinne der Eingriffsregelung nach BNatSchG weitestgehend zu 
vermeiden. Nicht vermeidbare Eingriffe sind durch Minimierungsmaßnahmen zu 
verringern bzw. durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit engem räumlichen 
Bezug zu kompensieren.  

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) Holzlagerplatz 
„Bruch" wurde ein Umweltbericht erstellt, in dem eine Bewertung des Bestandes sowie 
ein Konzept zum Ausgleich der nicht vermeidbaren bzw. minimierten Eingriffe 
vorgenommen wurde. Der Umweltbericht ist Bestandteil des Bebauungsplanes und der 
Flächennutzungsplanänderung.  

Des Weiteren wurden naturschutzrechtliche Angaben zur speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) für den Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) 
Holzlagerplatz „Bruch" durchgeführt und sind Bestandteil des Bebauungsplanes und 
der Flächennutzungsplanänderung.  

 



8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft  

Aufgrund der gebietestypischen Freiraumstruktur wurde auf eine landschaftsgerechte 
Einbindung besonderer Wert gelegt.  

Zur Einbindung ist deshalb im Norden,Osten, Süden und Westen des Planbereichs 
entlang der an die freie Landschaft angrenzenden Fläche eine Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft vorgesehen. 
Diese soll als öffentliche Grünfläche mit großkronigen Mittel- oder Hochstamm-
Obstgehölzen robuster, regionaltypischer Sorten bepflanzt werden. Die Pflanzsorten 
sind mit der Fachgruppe Umweltschutz der Stadt Wertheim abzustimmen 
abzustimmen. Bei der Standortwahl der Bepflanzung sind die 
erforderlichen Mindestabstände nach dem Nachbarrecht in Baden-Württemberg 
einzuhalten.  

Diese Fläche kann als Ausgleichsfläche angerechnet werden.  

 

9. Bodenordnende Maßnahmen  

Das Grundstück im Plangebiet befindet sich in Privatbesitz. Eine Verkaufsvollmacht des 
Eigentümers liegt vor.  

 

10. Erschließung  

10.1  Straßen  

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den vorhandenen asphaltierten 
Wirtschaftsweg Flurstück Nr. 6037 als Hauptzufahrt. Zur Erschließung der einzelnen 
Grundstücke des Holzlagerplatzes im Innenbereich wird ein Schotterweg in einer Breite 
von 4,00 m neu errichtet.  

Die für die Landwirtschaft benutzten Wege stehen auch weiterhin uneingeschränkt zur 
Verfügung.  

10.2  Entwässerung  

Das Plangebiet kann nicht an die öffentlichen Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
angeschlossen werden. Das anfallende Regenwasser soll deshalb flächenhaft auf 
eigenem Grundstück über die belebte Bodenschicht versickern.  

 

10.3 Emissionen Immissionen  



Durch die Ausweisung des Gebietes sind keine schädlichen Beeinträchtigungen zu 
erwarten, da das Gebiet einen ausreichenden Abstand zur nächsten Wohnbebauung 
besitzt.  

10.4 Baukostenschätzung  

1020 m2   Mutterboden 15 cm stark abtragen      

1020 m3   Untergrund planieren und verdichten     

1020 m3   Grobschotter 15 cm stark anliefern, einbauen und verdichten   

1020 m3   Schottermaterial 15 cm stark anliefern, einbauen und verdichten     

33,00 Stück       Großkronige Bäume pflanzen   

            

    

  

10.5 Pachtvertrag  

Bei der Vergabe der Holzlagerplätze werden die zulässige Nutzung sowie Haftungsfragen 
verbunden mit der Platzordnung durch einen Pachtvertrag geregelt.  

10.6 Altlasten  

Für die zu überplanende Fläche sind keine Altlasten bekannt.  

 10.7 Abschluss der Maßnahme  

Die Aufstellung des Bebauungsplans Sondergebiet (SO) Holzlagerplatz „Bruch" soll 
nach Rechtskraft des Bebauungsplanes — vorbehaltlich der Finanzierung für 
erforderliche Erschließungs-und Ausgleichsmaßnahmen — vorgenommen werden.  

10.8 Meldepflicht für Bodenfunde  

Auf die Meldepflicht für Bodenfunde von Kulturdenkmalen gemäß § 20 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) wird hingewiesen.  

 

     


